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Bundesregierung stärkt Schutz für
Einsatzkräfte: Neue

Strafrechtsänderungen
Erfahren Sie in unserem Artikel, wie die Bundesregierung

den Schutz von Vollstreckungsbeamten und
Rettungskräften durch Änderungen im Strafgesetzbuch
verstärkt. Karl-Heinz Banse, Präsident des Deutschen

Feuerwehrverbandes, erläutert die Hintergründe und die
Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt gegen

Einsatzkräfte. Informieren Sie sich über die neuen
Regelungen und deren Bedeutung für die Sicherheit im

Ehrenamt.

Neue Gesetzesänderungen stärken den
Schutz der Einsatzkräfte in Deutschland

Die kürzlich verabschiedeten Änderungen des Strafgesetzbuches
bringen bedeutende Neuigkeiten für die Sicherheit von
Feuerwehr und Rettungsdiensten in Deutschland. Diese



Änderungen sind ein direktes Ergebnis der Forderungen des
Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV), insbesondere nach den
gewalttätigen Vorfällen in der Silvesternacht 2022/23. Präsident
Karl-Heinz Banse äußerte sich zu den Änderungen und betonte
deren Wichtigkeit für die Sicherheit derjenigen, die sich für das
Gemeinwohl engagieren.

Ein zentrales Element der Gesetzesnovelle betrifft die
Strafzumessung im Kontext von Gewalttaten gegen
Einsatzkräfte. Mit der Anpassung des § 46 StGB erhalten Richter
nun die Möglichkeit, die Schwere einer Körperverletzung
gegenüber Einsatzkräften stärker zu gewichten als bei
herkömmlichen Delikten. Dies bedeutet, dass Angriffe auf diese
Personen nun strenger geahndet werden können, eine
entscheidende Maßnahme, um die Einsatzkräfte besser zu
schützen.

Besonders hervorzuheben ist die Erweiterung des § 113 StGB,
die hinterlistige Überfälle auf Einsatzkräfte nun als
schwerwiegendere Straftaten einstuft. Solche Überfälle, wie sie
in der Silvesternacht mehrfach vorkamen, werden damit
rigoroser verfolgt. Banse erklärte, dass diese Regelung auf der
Forderung des DFV basiert, den Schutz der Einsatzkräfte in
gefährlichen Situationen zu verbessern.

Die Änderungen sind jedoch nicht nur rechtlicher Natur; sie
reflektieren auch eine besorgniserregende gesellschaftliche
Entwicklung. Der Gesetzesentwurf wies darauf hin, dass über 49
Prozent der Feuerwehrangehörigen in einer Umfrage angaben,
innerhalb der letzten zwei Jahre Opfer von Beleidigungen,
Bedrohungen oder physischen Angriffen geworden zu sein.
Diese Statistiken zeigen, dass der Schutz der Einsatzkräfte nicht
nur eine rechtliche, sondern auch eine gesellschaftliche
Herausforderung darstellt.

In Reaktion auf diese Entwicklungen planen der DFV und die
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) eine zweite
Umfrage, um weitere Daten über Gewalt gegen Einsatzkräfte zu



sammeln. Diese Umfrage richtet sich an aktive Mitglieder der
Freiwilligen Feuerwehr, der Berufsfeuerwehr sowie der
Werkfeuerwehr und soll zukünftige Maßnahmen zur
Unterstützung der Einsatzkräfte verbessern.

Die neuen Gesetze sind nicht nur ein Schritt zur rechtlichen
Absicherung, sondern auch ein Signal dafür, dass die
Gesellschaft die Bedeutung der Arbeit von Feuerwehr und
Rettungsdiensten anerkennt und deren Sicherheit ernst nimmt.
Der Rechtsschutz für diese Personengruppen ist ein
wesentliches Element, um die öffentliche Sicherheit nicht nur
rechtlich, sondern auch in der Praxis zu stärken.

Insgesamt zeigt sich, dass die Novelle des Strafgesetzbuches
eine positive Entwicklung in der Wahrnehmung und dem Schutz
der Einsatzkräfte darstellt. Es bleibt jedoch abzuwarten, welche
Wirkung diese gesetzlichen Änderungen tatsächlich in der Praxis
entfalten werden und ob sie dazu beitragen können, den
häufigen Gewalttaten gegen diese wichtige Berufsgruppe
entgegenzuwirken.
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